
BUETDIGTE ÜBERSETZUNG AUS DEM PONTUGIESISCHEN

Auszug aus dem urteil des [portugiesischen] obersten Gerichtshoß

Geschäftszeichen: 2209 IOS'}TBTVD'L 1'S I

3.

Die urheber beantragen die Aufhebung des angefochtenen urteils' wobei die

Stilllegrsrg/Entfernung der vier Windlaafttürrre angeordnet werden soll' sowie die

fofl"ä-ä einer Entschlidigung nicht unter € 100'000'

Die Beklagte ist der Auffassung, dass das angefochtene urteil den im Artikel 668

Nr. I c), d) rmd e) der [portugiesischen] ZPO vorgesehenen Nichtigkeitsgrtitrden

unterliegt, *eshalb das Ürteil ar, 
"rrt 

o i,,rt*' UeJatigt werden soll' in dem Teil'

in dem sie bei Klageabweisung von den Anträgen fr"ig"*ptochen wurde (still-

legunglEntfernung der vier wind}raftt"urme,nd der beantragten Entschädigung)'

So gilt es, nachstehende Fragen zu klären:

a) - ob das angefochtene urteil dem im Art. 668 Nr' 1 c) ZPO vorgesehenen

Nichtigkeits grund unterlie gf ;

b) _ ob das urteil dem im ArL 66g Nr. 1 d) zpo vorgesehenen Nichtigkeitsgrund

ebenfalls tmterliegt;

c) - und ebenfalls dem im Art. 668 Nr. I e) vorgesehenen Nichtigkeitsgrund'

d) - Ob die Voraussetzungen fürdie ausserverffagliche Haftung gegeben sind (oder

nicht), oa*"rrtli"h a" n 
-rt t -iaI*ott J"r schä$genden Ergignrsses' die schuld

in Form von Fahrtässigkeit oo". üil"t seitens des venrrsachers des Ereignisses,

und ein Kausalitätsro.u--rot uog ,r*is"t9o d9m Ereignts und di9 vom Beschä-

digten erlitte;-3"naaur, ,ma iirof"* dies der Fa[lst, ob es Crründe für die

Verurteilung der Beklagten zu den oben genannten Ant?igen gtbt (oder nichfl'

e) - Falls die genannten Voraussetzungen gegebel sind, ob die Entschädigung' zu

der die Anfiagsteller verurteift "'*aä, 
Ä -gering 

ausg-efallen ist' wd ob eine

Entschädigungnicht unter € 100.000 festgelegt werden soll'

Wie genann! hatte die Beklagte auf dem Weg der WiderHage eine Entschädigung

für die sti[regung aäwi"aü"m-,rr-" seit d{m-zeitprmkt der einstweiligen verfü-

Ä* t* ,o*?rib*tt des Eingangs der Anfechtung beantragt'
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Dieser Antrag wurde vom Berufimgsgericht abgewiesen und die Beklagte hat diese

Frage bei der nevision nicht wiedei i, O"Uutt" gestellt, weshalb dad*rch' dass sie

sich mit diesem i"l a", Entscheidung stillschweigend abgefimden hat, dieser

AbschnittdesangefochtenenUrteilsrechtsl«ziftigwurde.

Andererseits wurden die angebliche Entwert,ng des Landguts der Kläger,nd die

aus diesem Grund vom Kläger g"lt"od g"*,"ht* Schädin am Eigentum' sowie

der angebliche Imagoschaden 4". g"Huä*, aufgrund dessen sie eine Entschädi-

gmg forderte, in erster Instanz abgewiesen'

Angesichts der Beschränkung des Gegenstand: der Revision beim Berufirngs-

gericht, bei dem A"*" frug"räiohi"rhot", w*rden, sind auch diese Abschnitte des

urteils ,""tt *rtitij gewärden, wobei lediglich die Klärung der obe'n genannten

Fragen übrig bleibt.

4.

Aus Gründen der Logik werden wir mit der Frage beginnen' 9b leim gefüllten

Urteil die angeblichen Nichtigkei"Sma" ."otlt9ge", 
anschließ:]q werden urir

untersuchen, ob die Vorrorrrt*g"i tii' a,"-u"närvertragliche Haftung gegeben

sind (oder niche und gegeb.o.ofäü ob del neqeb der Windkrafttärme Nr' 1' 3

und 4 auch tagsüber eingestellt *"ta* soll, und ob der als Entschädi$mg für

immaterielle Schäden festgelegte Befiag zugunsten der Kläger zu niedrig aus-

gefallen ist.

4.1.

ob die Begrändung des angefochtenen urteils in widerspruch zur Entscheidung

steht.

Die Beklagte/Revisionsklägerin kommt zu der schlussfolgerung' dass das vom

Berufungsgericht gefüllte Urteil im Widerspruch zur Gesamtheit der tatsächlichen

Feststellungen steht, indem ,i" ,rrrrr"t i den Widerspruch hervorzuheben zwischen

der Beantworttmg der 84. F*g", äi; itr", Auffassung nach wesentlich für die

Fornrulierung der endgtiütigen Entscheidung **, ooä den Antworten auf die

i;ä'n . i7 bis 19, zl .,*az+,26,27 und 3ö, die alle negativ ausgefallen sind'

wir sind der Auffassung, dass die Klagerin sich im unrecht befindet'

Die Grtinde für die Nichtigkeit der urteils werden im Artikel66g, der aufgrund von

Art. 716 Nr. I ZPO auf die Z.lnstanzAnwendung findet, abschließend aufgeführt'

Einer der Cntinde besteht, wern die Begründung im Widerspruch zur Entscheidung

steht.
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Dieser Widerspruch kommt vor, wenn der Richter im Urteil bestimmte Begrün-

d,ngen erläutert, die logisch in eine bestimmte Richtung führen würden" aber staff-

dessen die Entscheidräg die entgege,ngesetzte oder mindestens eine andere

nictt og eingeschlagen liat. gs h*J"lt ti"tt dub"i also um einen Denkfehler' D' h"

der Aufbau des Urteils ist fehlerhaft, denn die vom Richter angeführten Grtinde

wärden logisch nicht zu dem in der Entscheidung ausgedrückten Ergebnis, sondern

zu dem entgegengesetzten Ergebnis führen'

Man kann es als einen gerichtlichen Syllogismus betrachten" in dem die erste

Prämisse ai" *gr**at""juristische Nonn itt orrd die zweite Präimisse aus den

festgestellten Tatsachen besteht, wobei die Schlussfolgerung das geQ[te Urteil ist'

Werm dem so ist, muss die Schlussfolgerung im EinHang stehen mit den Prämis-

sen, auf denen sie basiert.

Somit ist die Nichtigkeit des Urteils mit der genannten Begriturdung nicht mit

eventuellen Widerspächen zwischen den Tatsachen zu verwechseln, die, so

vorhanden, eirre eäulierung des urteils gemäß Art- 729 Nr' 3 ZFO nr Folge

haben können.

Es ist angebracht hervorzuheben, dass ein Widerspruoh zwischen einer bewiesenen

Tatsache und anderen unbewiesenen Tatsachen niemals auffreten kann. Die nega-

tive Beantwortung einer Frage bedeutet nur, dass man nicht weiß' ob das' was

gefragt urirq stattgefunden hat, so dass alles nun weitergeht, als ob die Tatsache

nicht im Schriftsate erwähnt worden wäre'

Dies bedeutet nicht, dass die negative Beantwortung einer FrySe harmlos wäre' da

auf dem Gebiet der Beweislast der Richter die Frage zu ungunsten desjenigen

entscheiden muss, dem die Beweislast oblag'

I{r,dj:,*l{l:::::9ir,""-* einem urteilsfehler' der nicht mit der NicffFbccidl'}

keit des {Jrteils zu Yerwschsela ist.

Daher wird also die geltend gemachte Nichtigkeit abgewiesen'

4.2.

ob es einen verstoss gegen Art. 66g Nr. 1 d) zpo gub, d. h., ob die Herren ni"X$i"*öd
der Zweiten Instanz über Fragen entschieden haben, über die sie nicht entscheiden

korurten.

Die Beklagte&evision§klägerin Y§rtritt die

der von den KlägernlRevisionsklägern
§ntsprechsnden Schlussfolgerungen sich

nachzuweisen, weslhalb die Entscheidung
g. Windkraftttirme nicht

Auffassung, dass ,,der ge§amts Inhalt

eingereichten Berufung bzw. die

darauf beschränken, den Crrund

des Gerichts der 1. Instanz fehlerhaft

ä'hffiim

wffi, da sie die Stilllegung und Entfcrnung der o-
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angeordnet hat, wobei sie hinzufügt, dass sie ,den Umstand nicht erwähnt' dass der

2. Teil des Antrags d., *t*pr"cf,enden ,"rfuht"rteinleitenden Schrifutücks (die

verurteilnng der Beklagten * fÄ*g einer Entschädigung in Höhe von €

700.000) gäorü"tt zurückgewiesen wurde"'

Somit hat ,,das Gericht der 2. Instanz, indem es die Beklagte rw Zahhng einer

Entschädigung verurteilt hat, über "i"ä 
unzulässigen Sachverhalt entschieden' da

er nicht tiil der eingereichten Berufimg war"'

Bewertung:

wie obe,n erwähnt, haben die Klägernachstehende fuiträge gestellt:

a) - Die Einstellung des Betriebs rmd die Entfernung der vier Windlaafttilrrne;

b)-DieVerurteilungderselbenBeklagten*?q*evonjeweils€250.000,€
150.000, € 150.000 ,räa e 150.000 ao dän l-,2-'3- bzw' 4' Kläger für die erlittenen

immateriellen S chäden;

c) - Die Verurteilgng der Beklagten zw Zahhngeines Beüages entsprechend dem

unterschied zwischen dem wert des Landguts vor der Aufstellung der windkraft-

türme und dem Wert nach a* eGtJfäg"dtt*t:" an den 1' und 2' Kläger und

zusätzlich di" zrhi;groo € 200.00t*"a"" 1. Kläger für die erlitrenen schäden

am Eigentum;

d) - sowie die zahhngstimtlicher sowohl gerichtlicher als auch aussergerichdicher

Kosten und Gebähren der Kläger im Zusammenhang mil der Einreichung der

Klage sowie O"r Ä*guU* nii ai" Unterbringung von Menschen gnd Gütern

*atiend dsr Zeitdes Beriebs der Windkrafttürme.

wie man feststellt, beantragen die Kläger eine_rseits nicht nur die Einstelhmg des

Betriebs der vier Windkrafttärrre und ilue Entfernung, sondern auch eine Entschä-

digung für erlittene immaterielle Schäden. Andererseits beantragten sie die venr-

teilung der BeHagten ztrr Zahlung eines- BetragS entsprechend dem Unterschied

zwischen dem Wert des fandgutJ vor der Rufste[,ng der Windlaafttürme rmd

seinem Wert nach der Außteltoog aorelben an den 1. und 2- Kläger, sowie zur

Zahlung von,€ 200.000 an den 1. üager für die erlittenen schäden arn Eigentum.

In ihren Ernsprüchen vertreten die Klager die Auffassung' dass "das 
angefochtene

Urteil gegen Arr. ZO und 1347 (.,) verltOßt, wobei das angefochtene Urteil wider-

rufen und dem A"*g der Kltiger stattgegeben werden soll' namsntlich durch

Anordnung der Beseitigung der Windkrafttürme'
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In ihren Gegoneinsprüchen gegen die Berufung rmterstreicht die Beklagte, dass

,,ein erster Aspekt, den es von Anfans an lelvgrzuheben 
gilt, die T1s1he ist' dass

die Berufungrf.fago A" aot tig. t irrli"Utti"h der viel gerühmten Nachteile für die

Tätigkeit des Kag; ae ry"ö ak stierkampfreiter vollkommen fallen lassen.

Dasselbe grlt fü, die Qualität der Tiere, die derselbe zum Verkauf züchtete' und die

angeblich durch den Lärm der vier in Frage stglrenden Windl«afttäirme beein-

trächtigt wtirde, ,nd schließlich nit At Scha[en, die die Windkrafttü*me über den

Ort warfen und für die angebliche Entwertung der Immobilie"'

Die Beklagte/RevisionsHägerin hat also zugegebe-n' dass die Kläger mit dem urteil

nicht einverstanden waren, hinsichtlich detiä*, in dem es davon ausging' dass.die

Voraussetzungen J", aon"*"rragli"n", Haftung nicht vorlagen,nd deshalb nicht

n,r die Einstellung do gdri"us ils auch die Entfernung der wlndlaafttürme nicht

angeordnet hat, sJndern auch als iogische fgtSe-Oryn sie nicht zur Zahlung der

beanüagten Entschädigung für die immateriellen schäden verurteilt hat'

So befinden wir, dass dadgrch dass die Kläger eine Entschädigung für immaterielle

Schäden zugunste,n eines jeden von ihnen beantragt haben und in den Schlussfol-

gerungen der entsprechenden ne*fuog auf den Anüag des geq91 die Beklagte

eingeleitete,n Verfärrens ,nter Ver*eJthrng des Wortes namentlich hingewiesen

haben, dies bedeutet, dass sie den A"üü auf Entschädigung für immaterielle

Schäden nicht ausschließen.

4.3.

ob es einen verstoss gegen Art. 668 Nr. I e) zPo gab, d. l.' ol die Herren Richter

der Zweiten Instanz über einen ,om Antrag abwiichenden sachverhalt geurteilt

haben.

wie erwäihnt, haben die Kläger zuerst die Einstelhrng ltt Betriebs der

Windl«afttärnre rmd ihre Entfermmg beantrag! wobei das angefoghtene Urteil die

Klagerin z*r vollkornmenen Einsteänng des ieriebs des Windluaftturms Nr' 2 des

entsprechenden Winapa.ts sowie ,* ti*t"ll,ng des Betriebs der Windl«raftärme

1, 3 rmd 4 desselben wir.apurt s in der Nacht tmd gegen Abend verurteilt hat'

Art. 661 Nr, 1 ZPO bestimmt, dass ,das urteil nicht in einer Höhe oder einem

sachverhalt, die vom Antrag abweiohen, verurteilen darf'.

Nun, werm die Einstellung der windkraftttirme in der Nacht und gegen Abend ein
- -rr--- * .7^-

ilä.'ä^ ä;;; auf äe beantragre vollkoqmlle Belnebs{nri:t]TJ *,1
,üäää1*;;?;;; n"rh0 disteut, is1 die verurteilung in diesem reil

zulässig, weshalb die beanüagte Nichtigkeit nicht gegeben i



).

Das von den Klägern angostrengte verfahren begirändet sich auf die außervertrag'

liche Haftung, A" au, VärUAten der Beklaetsn if,19 n rttu beeinträchtigen wände

und diese somit ven*sacherin r"" s;häd; sei, die sie beeinträchtigen, wobei sie

sowohl die wiedertrersterlung au* Z*äas vor der Aufstellung der windkraft-

türme als auch eine Entschadigu"g für immaterielle Schäden verlangten'

Die BeklagtelRevisionklagerin verriü, dass es feine verpflichtung-zur Entschä-

digung und anr Wiederheistellung ä;id; v9'r de* Verstoß gegen die Rechte der

Klegcr besteht, *otd riu ds eulfassunglst, dass die Vorau§§ctzung ftir die außer'

vertragliche Haftung und die Vttpflithü, g'z.,r Entschädigung nioht gegeben sind'

ou**'tti.h n cnts;idtigkeit, Schuld und Kausalitätszusammenhang'

Die Klager/RevisionsHäger sinf ihrerseits mit dem angefoolrlenen urteil im

wesentlichen einverstanden, o"ouui*i, lediglich zvrei punkte ablehnen: (i) - die

windlaaftt..urme Nr. l, 3 und + atirran tagstiIer (von 7 bis 20 uhr) in Betrieb sein

und (ü) die festgelegte Höhe der Entschädigung'

Nach einem logischen Kriterium werden wir zunächst den Revisionsantrag der

grp"gt*,nd äschließend die Kläger berücksichtigen'

5.1.

Nach Aft. 483 Nr. I des [portugiesisohen] BGB "ist derjlnige'1ler das Recht eines

A.nderen oder eine Rechtsnorm-,rr*, schutz der näctrtä Dritter rechtswidrig

verretzt, dazü"öhi;ht t, dsß cr*rraagten ftir die sich aus dieser verletzung

ergebenden Srhiä;; .otsrhaaigä";, ;iq.i gemäß Nr' 2 des genannten Artikels

,die Verpflichtung an Entschedifirng *r6ne"äg vom Versshulden nur in der im

br.tut, vorgesehenen Fällen" bestoht'

Die zivilrechtliche Hafhmg aufguud einer unerlaubten Handlung hängt tgqt-"oT

gleichzeitig* Ä;ffÄ, iurr.[iedener Voraussetzungen ab: vorsätzliche Hand'

lrurg/Tatsaohe seitons des venrrr."hrrr, Rechtswidrigktit der Handlung' zasam-

menhang mit der Haftung des Verursurhr,,, Auffreten oines Schadens und Kausal-

zusammenhang zwischeriOu' ff'"6'"g und dem §chaden'B

Es muss eine rechtswidrige freiwillige Handlung vorliegen, die dem schädiger
-r: ^-^*

zugeschrieb* *tät"-kä tt pt i"uitt'pi1 '"Y:iIP P*,::l i::"f3i*
vffi;ä";ffi s;ffi; ;Gb, und dass zwischen.der vom s.chädi.ser^!:pT^sr::l

üäffi;ää äääi,iä* **u+ .ei1 
r<ausatSryTyrylisteht' so dass

5Ftccidisr%

f, i,ANA{:f h

är'-,*i,'; 

tf4T

ilä;nd;;;; ffi, dass sioh der schaden aus dem verstoß ergibt.
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Die Rechtswidrigkeit ars voraussetzung für die zivilrechtliche Haftung aufgrund

unerlaubter H*dil; u"*r"t, in den vJrstoß gegen eine rechtliche verpflichtung'

In der Nr. I a"r sä;;i"" Arl 483 des BGB wärden zwei s*dtäl'liche Formen

der Rechtswidrigkeit genannt. ErsÄ der Verstoß gegen das subjektive Recht

anderer, zweitens der Verstoß gegen ein Gesetz zum Schutz der Interessen anderer'

Die schurd besteht in der vorwerfbarkeit bzw. der verwerflichkeit eines rechts-

widrigen VerhalÄ des Handelnden, so dass firan sagen muss' dass schuldhaft

handelt, wer ein Verhalten an den Tag legt, das er hätte verrneiden sollen'

Somit heißt sohuldhaft zu handeln, sich so 1t v-erhalten' dass das Vorgehen des

Handelnden die Missbilligung b;. den Tadel des Gesetzes verdient' wobei das

Verhalten a", S.ilaügä, i".äurni"n ist, wenn marl aufgund seiner Fäihigkeit und

angesichts der konkreten U-msUinJe schlussfolgern kann' dass er anders hätte

handeln können und sollen'B

Hinsichtlich des Maßstabs, wonach dre vom Handelnden zu erwartende sorgfalt

gemessen werden rott, t r, a* C"*tt, das Kriteri'm der Einschätzung des schuld-

f,aftetr Handelns im Allgemeinen festgelegt'

Nach Art. 4g7 Nr. 2 BGB wird schuldhaftes Handeln in Ermangerung oines ande-

ren gesetzliche,n Krit "ro-, 
a*"n Ji" Sorgfalt eines ,,bontts pater familias* ange-

sich,ts der Umstände des konlreten Falls io B"rog auf eine durchschnittlich sorg-

{äirtige person beurteilt, wobei es sich *m ein ablehnendes urteil und einen ethisch-

juristischen T;ä haodelt, d" di; üOglichkeit eines abweichenden Handelns

gegeben war.

Als paradigma gitt arso das verharten einer durchschnittlich sorgfältigen Person

angesichts der ü"rora"rU.iten der verschiedenen Situationen' wobei als "durch'

schnittliche person, das Muster "i*, 
Menschen aus dem sozialen, kulturellen und

beruflichen Milieu jenes konkreten Individu,ms verstanden wird'

Nach Art. 4g7 Nr. I und 342 Nr. I BGB liegt die Beweislast der Tarsachen des

verstoßes und der schuld im Rahmen dieser außervertraglichen Haftung, falls

keine rechtliche S"tuHr..-ot*g ,oäi"g[, bei demjenigen' der seine Rechte auf

dieser Grundlage geltend macht'

Aber die Entschädigrxrgspflicht besteht unabhängig von der schuld in den im

Gesetz genannten filrcn-(art' 483 Nr' 2 483 BGB)'

wesentliche voraussetz*ng, llm die Frage nach der zivilrechtlichen Haftung und

der Schadens"rru@fli"t, Ä stellen, ist das Vorliegen eines Schadens'
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Ohne diesen, d. h. ohne einen Schaden, der sich aus dem Verstoß gegen ein durch

das Gesetz geschütztes Vermögen, §in solches Recht oder ein solches Interesse

ergibt, ist es unangebracht von ffuit-g zu sprechen, unabhängig Yon der Art und

den Auswirkungen des Verhaltens des Handelnden'

Nach Darstellung dieser Grundsätze nehmen wir ngn Bezug auf dem zur Debatte

stehende Fall.

RECTilSWIDRIGKEIT:

Als Voraussetzung für die zivilrechtliche Haftung vertritt die BeklagtelRevisions-

klägerin die Auffassung, dass angesichts der Tatsache, dass es die Kläger in den

,o.iegendel Akten nick gelungen ist, ein rechh,ridriges Verhalten der Beklagfen

nachzuweisen, die Klage i'Ur,ni"i** sei. Nach Auffassrmg der Klliger häue sich

das rechtswidrige verhalten in zweierlei Hinsicht gezeig die Niclrteinhaltung der

gesetzlichen Parameter des Lärmgesetzes (mit Werten über den gesetzlich zulässi-

äen) und de, Eoeogung von niedäg&equenten Geräuschen in einem Ausmaß, dass

Jie,nabhtingig von-ihrim wert Gesundheitsschäden bei den beiden Klägern Yenrr-

sachthäuen.

Und sie frhrt forü ,,hinsichtlich der ersten Quelle der Rechtswidrigkeit ergibt sich

aus der Antwort auf den Sachverhalt, dass es den Klägern nicht gelungen ist, nach-

zuweisen, dass die windlaafttürrre gegen die in der Allgemeinen verordnung über

Lärrrbelästigpng festgelegten Parallleter verstoßen, im Wesentlichen, weil es der

Begagten g"f""g* lA d;r Ergebnisse a,s der Studie von D. in Frage zu stellen,

auf dei die l(ager den Beweis für ihren Antrag stützten".

Andererseits ,,haben die Kläger nicht bewiesen, dass sie unter der vibro-al&usti-

schen oder einer anderen Krankheit gelitten haben, weshalb es ihnen nicht gelun-

Sr; irt, irgendeine Quelle der Rechlswi&igkeit und irgendeinen Zusammenhang

,wischen di"r", venrreintlichen Quelle rmd den schwächenden Symptomen, unter

die namentlich der l. Kläger zu leiden behaupts! nachzuweised''

Wie ist zu entscheiden?

Wie oben erwtihnt, besteht die Rechtswidrigkeit als Voraussetzung der zivilrecht-

lichen Haftung u,rfgr*a unerlaubter Handlung in dem Verstoß gegen eine gesetz-

liche Verpflichtung.

In der l.{r. 1 des genannten Art. 483

Rechtswidrigkeit genannt. Erster§,
BGB werdsn zwei woscntliche Forrnen der

der Verstoß gegil das subjektive Recht

Anderer; zweitens der Verstoß gegen

Andersr.

ein Gesetz zum Schutz der lnteres§en
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Somit hätte marl auch welrn es keinen Verstoß gegen das Lärmgesetz gegeben

hätte, in jedem Fall untersuchen mtissen, ob gegebenenfalls ein Verstoß gegen das

Recht eines Anderen hauptsächlich gegen absolute Rechte und insbesondere

Persönlichkeitsrechte vorlie gt.

Im vorliegenden Fall ergeben sich Schäden der immateriellen Wirtschaftsgüter

unter grr"-t li"h"* Schuä sowohl auf der Ebene internationaler Konventionen als

auch Jes Grundgesetzes, sowie unter dem Schutz des einfachen Gesetzes'

Ztdemhebt die Allgemeine Erklärung der Menschenrechte hervor, dass jeder das

Recht auf Erholgngiat (Art. 24), wobei die Europäische Menschemechts-konven-

tion hinzufügt, d*; jede persoo'i"r Recht auf Achtung ihres Privat- und Familien-

lebens hat (Art. S Nr. l), wobei deutlich gemacht wird, dass Lärm oder andere

Geräusche, die die wot"""g und dqp-physische wohlsein des Individuums beein-

trächtigen, sein Privatleben betreffenH

In unserem Rechtssystems findet dieser Schutz zudem in der Verfassung der portu-

giesischen Republik Ausdruck, in der das Prinzip der Unantastbarkeit der Men-

schenwtirde entsprechend den Prinzipien der genannten ErHärung und Konvention

verankert ist; man nimmt als Grundrecht die seelische und körperliche Unantast-

barkeit auf, wobei man allen Btirgem das Recht auf Lebensqualität in einem gesun-

den wrd ökologisch ausgeglichenen Lebensraum zuerkennt, sowie das Recht dieses

Recht zu verteidigen.

Wie Gomes Canotilho und Vital Moreira erwähnenf, ,,begrthrdet das

anthropozentrische verständni§ von umwelt die Aufirahme des Rechts auf eine

saubere Umwelt als ein verfüssungsmäßiges Grundrecht", wobei die Autoren hin-

zufügen, dass ,das Recht auf eine-saubere Umwelt zudem ein negatives Recht ist,

d. h; ein Recht auf Unterlassung von umweltschädlichen Handlungen seitens des

Staates und Dritter, (denn es handelt sich um ein Recht, das sich unmittelbar auf die

Beziehungen ,rrir"h", Privatpersonon auswirkt). Unter . 
diesem negativen

Gesichtsprmkt erlegt das Recht äuf eine saubere Umwelt Verbote bzw' Unterlas-

suogspflichteo u"i1""rnurU es sich sicherlich um eines der,,Grundrechte derselben

Art. wie die in Art. 17 genannten ,,Rechte, Freiheiten und Garantien" handelt,

wobei hier also a". 
""t*pächende 

verfassungsmäßige, für die ,,Rechte, Freiheiten

rmd Garantien" spezifische System Anwendung findet"'

Es gibt zahlreiche Urteile, in denen das Oberste Gerichtshof aufgerufen wurde,

Steli,ng zu nehmen, und wiederholt belaäftigt hat, dass das Recht auf Ruhe, Schlaf

und Erf,ohrng Voraussetzung für die VerwirHichung des Rechts auf Gesundheit

und Lebensqualiuit ist, wobei es das Ergebnis der Persönlichkeitsrechte, insbeson-

dere der Rechte auf physische und moralische Unversehflheit sowie auf einen

gesunden Lebensraum där.t"ilt, die in der Verfasstpffffim*dr:"1r" "y,d"-
ör*i.t der persönliche Rechte, Freiheiten und GarffäforyL-furyUfi y{ digses

Gericht ist immer zu dem Ergebnis sekommeffiräffitrT*gkeit einer

L;läffi,ifiry sei,eevon2l\.T- »s- -"fi.{"1i.0""ä.gs



geräuschvollen Handlung, die die Erholung, die Rtrhe und den Schlaf Dritter stört,

darin besteht, dass es jeie Bastionen der persönlichen unversehrtheit jenseits des

gesellschaftlich veftretbaren Rahmens verletzt, wobei der tatsächliche Schaden

einen Verstoß gegen jenes Recht in all seinen Bestandteilen darstellt E'

Kehren wir zu dem in Frage stehenden Fall ztrrück: Die dargelegten umstände

bestätigen, dass ,die Windliafttürme Lärm erzeugen, wenn ihre Flügel in Berye-

eung *La; trrage io), wobei ,je höher die Geschwindigkeit und Bestiindigkeit des

windes ist, desto höher der Geräuschpegel der windkrafttürme, rmd je höher die

windlaaft, desto größer die Maski"to"g der Geräusche der windkrafttürme"

(Frage 40).

,,Faktoren wie die Windrichtung sind für die Erzeugung von Ltinn relevant" (Frage

41).

Nun ,,haben die Kläger nach Beginn der Inbeüiebnahme der Windlaafttürme

berichtet, dass sie ,-tä, schlaflosiütri*, schlaf- und Dtrchschlafstörungen litten"

(Frage tfi, zuaem hat ,,der Aufbari der Windkrafttinne vor Ort rmd ihren Befieb

LgIt oJiioa", sowie'physischen tmd psychischen Verschleiß bei der ga,r'ea'

Familie verursacht" (Frage 2l).

"Der 1. Kläger berichtet, dass er unter Schlaflosigkeit, Kopßchmerzen und

Gedächtnislosigkeit, Reizbarkeit und L?irmrmverträglichkeit litt' (Frage 31) und

,,dass er seine pfeide nicht mit derselben Intensität wir vorher üainieren kann"

(Frage 35).

,,Die Windkrafttttume sind auch Quelle von Infrlchall- rurd Niedriegfrequenz-

leräuschen" (Fraie 42), wobei erktirt §rird, dass ,die niedrig&eqgenteil Geräusche

akustische phtinoäene'rird, die bei Frequenzen,nter 500 Hz aufoeten" (Frage 43)

während ,3ie tn&allschallgereusche beiirequenzen zwischen 0 und 201lzrmd die

Niedrigfrequenzgeräusche-zwischen 20 bis 500 Heru aufireted' (Frage 44)'

In der Tat,pach der Inberiebnahme der windkrafttürrne klagte der 1' Kläger unter

Stimmungssch*ankorgeo, Müdigkeit, Migrting und Überempfindlichkeit gegen

Läm.. (Frage 53), irAnrera A. anderen Familienmitglieder über ähnliche

Synrptome jeaocn mit geringerer Intensität klagten' (Frage 54).

,,Die Kläger sind den niederfrequenten Geräuschen ständig ausgesetzt (Artikel 58)

und haben keine eitwigeRuhe- üzw. Erholungszeit" (Frage 59), da,,es im Landgut

keinen Ort gibt, an dem das Geräusch der Flägel der Windkrafttünne beim Passie-

ren der Saule nicht zu hören wäre, es sei denn, die Windgeschwindigk"it maskiert

i -rY^rö**W
ä,ffi.;tr'fr,i\e, prF ..rfl
%"-,Y;,

dieses Geräusch" (Frage 71).
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Hinzu kommt, dass ,,von Sonnenaufgang bis Ende des Vormittags je nach Jahres-

zeit der schatten ;;; Fltig"l der winaua'nt"urme Nr. 1, 2 und 3 das ganze Landgut

überstreichen, *obri aei ae offene und die überdachte Reithalle und das lnnere

der Wohnung beeintächtigen" (Frage 75)'

wie erwähnt, hat dieser obersto Gerichtshof friedlich die Auffassung verffeten,

dass das Rocht auf ErhohrnS Ruhe und schlaf Aspekte des Rechts auf persönliche

Unversehrtheit darstellen (Art. 25 Nr. I der Verfassung der portugresischen Repu-

blik), die Teil Ae, fiste aer Crnmarechte,nd des Bereiiht dtt persönlichen Rechte'

Freiheiten und Garantien ist'

Diese Persönlichkeitsrechte sind somit gegen jgden unrechunäßigen verstoß

geschützt, wobei weder eine Schuld "tf*ä"ii"t 
ist, damit ein Verstoß vorliegt'

noch die Absicht den Geschädigtenä s&adigen, denn entscheidend dabei ist der

Schaden an sich.

Das Recht auf Erhorung wird verletz! auch rvenn der Betieb des in Frage stehen-

den Windkraftparks von der Verwaltung genehmigt wurde'

Die Tatsache, dass man die Regelungen über die Erzeuggng von Geräuschen

beachtet, indem m* ei, Geräusch"untela"ro von der verordnung über Lärrrbeläs-

tigung erlaubten maximalen Wert ,i"rgt, bedeutet nicht' dass es erlaubt ist' das

nächt-af Erholung und Gesundheit zu verletzen.

unter diesem Gesichtspunkt entbindet die Rechtswidrigkeit vorr_der Feststellung

des Lärmpegets nach dän festgeleg,"" e"fqlich.e.n Standards: die Rechtswidrigkeit

eines geräuschvollen Verhaltenr, ää-AI" Ruhe, die Erholung und den Schlaf Dritter

beeinfachtigt, besteht genau io det Tatsache, dass man gegen eines der zum

Bündel der persOnlichä Rechte, Frein ittt ,nd Garantien gehörenden Rechte

unberechtigt,nd jenseits der gesenschaftlich verträglichen Grenzen verstößt E'

In der Tat ,,bedeutet die Anerkennrmg eines l{ö9-hstwertes 
für den Geräuschpegel

lediglich, dass die Verwaltung weder-die Aufstellung von Eylclrtungen noch die

Zulassung von Tätigkeiten, die diesen Höchstwert nictrt einhalten, genehmigen

darf, und wer gegen diese Gren e verstösst, begeht bloß einen verwaltungsrecht'

ilil;*ü*;-ßFn?-^o. t., ,,air attg"m"irre verorrdmmg über Lärmbelästigung hat

n,r Auswirkungen im Rahmen dei verwartungsuitigkait und T-rhrem 
Zuständig-

keitsbereich *äuei sie de,n schot, der personlichkeitsrechte nicht beeinträchtigen

darf, der sich nicht mit der i, Ai"ro Verordmmg festgelegten Ctrenzeerschöpftlgl"'

Unstrittig ist also der Verstoß gegen die. Persönlitrytnt*tl1 9,*Igl",11i
#3ä".i"r"Lär*rfiche,,o' iho* erlittene physische und psychische Schäden

- -a- ^ rrr:-l
äi"tÄ'ä"1ä; des schattens * *: {*i."T*,**i:-:1':*.'-*^ffi
ä,ififfi,1"i"ffiiä;Jli,,ä,äiääää-d""i,*r,J,aZ'Beuagren,*-"',@dr"aQli
ist, weshalb die Rechtswidrigkeit ihres verhaltens nicht ausgeschlossen istft

,i,

seälil+gää1^*mi



KOLLISION VON RECT{TEN :

Die BeklagtelRevisionsklägerin wendet sich anschließend gegcn das angefochtene

urteil, wobei sie betont, däs einwandfrei bewiesen wurde, dass die von ihr ausge-

übte Tätigkeit relevante ziele des öffentlichen Interesses verfolgt, wobei es fest

steht, dass im vorliegenden Fall ,die miteinander kollidierenden Rechte ungleich

bzw. von unterschiedlicher Natt' *i"a, das eine bezieht sich auf das Persönlich-

keitsrecht, *litrr"rrJ das andere sich auf die saubere Umwelt bezieht' die einer

Gemeinschaft dient".

und aus der Gegenüberstellung zwischen diesen beiden Rechten geht Har hervor'

dass die Umweltvorteile des Windkraftpar{<s konl«et und greifbar lind' insbeson-

dere hat die verwendung einer 
"icht 

eroeuerbaren [sic!] Energiequelle den Ausstoß

von 54.000 Tonnen co2 in die Atnosphäre verhindert", und d** -e von diesem

konl«eten park produzierte Energie äuoUt, den Landkreis "' wiihrend mehrerer

Monate ^ rr"rrolg"", ,,*"*tuft di".", als das höhere Recht betrachtet werden soll

und deshalb 0", üor.Äg über das von den Klägern beanspruchte Recht hat"'

D. h., die Beklagte/Revionsklägerin wendet ein, dass unabhängig vom genannten

verstoß, die Rechtswidrigkeit ausgeschlossen w.erden soll, aufgrund der verfol-

glxrg und Verwi.tii.n*ä des Aillemeinwghls bzw' des öfi[entlichen Interesses'

beides Werte, die den Vorrang tibel die Rechte auf Erholmg und-einen menschli-

chen, gesrurden und ausgegli§henen Lebensraum haben soilän' alles aufgrund der

im Art. 335 BGB festgeligten Abwägung in der Praxis'

Fassen wir zusammen:

Auf der einen seite haben wir das Recht auf Erhohrng, das persönlichkeitsrecht,

das absolut, urantastbar und im Rahmen der Rechte; Freiheiten und Garantien

eingeschriebr, il, di. rurmiuefbar anwendbar sind und deren Einschränkungen in

den in der verfassung vorgesehenen Fällen immer dem Gesetz vorbehalten sind'

wobei diese sich auf au, Not*.oJ[" ,* Wurn*g Td:to verfassungs*ttlEt

geschützte Rechte bzw. Ioterersä iVerfrzUmirääni*"it Ar' l8 ZPO)

beschränken mtissen.

Auf der anderen seite, wenn man die Position der Beklagten/Rwisionsklägerin

annimmt, stehen verfassungsrechtlich geschützte Werte der Gemeinschaf insbe-

sondere die vertretung öffentlicher Interessen, wobei es ,nstrittig ist-'-dass dic

Windlaaftttirme eine saubere di"tei"q""ll" tittd, und dass die Beklagte die

Vertreterin einer Indusrie ist, die saobere Energie produziert, und insofem eine

f ^-,-ql}ü';#?.
lo 1o§'{5t59 '. "( ;, :*fu^r"W

IJmweltschützsri:l.
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Die Fälle, in denen die Ausübung subjektiver Rechte seitens mehrerer Personen

gelegentlich Anlass zu Konfliktsitouüo""o gtll, sind keine Seltenheit' Diese

Konflikte kennzeichnen sich a"a*"n, G* aui Recht einer der Personen für sich

betrachtet mit der Ausübung des Rechts einer anderen Person auch für sich

betrachtet nicht vereinbar ist'

Da es in dem in Frage stehenden Falr eindeutig ko[idierende Rechte gibt, muss

eine gerichtliche Abwägung im Lichte von Arg :fS gCg (Kollision von Rechten)

vorgenommen werden.

,,Der sinn von Art. 335 besteht darin, situationen, in denen die kotlidierenden

Rechte hierarchisiert werden kOooä, too Situationen zu unterscheiden' in denen

zwischen ihnen Gleichberechtigrrnfl"*chr Die-Konl«etisierung der Regelung

von Art. 335 BGB erfordert die Ab"wägung der koilidierenden Rechte. Die Abwä-

gung muss anhand des konkreten Falles erfolgen'

,,obwohl man sagen kann, dass _,die 
Gerichte sich im Allgemeinen im sinne der

prävarenz der persönrichkeitsre"nt" tiu"r die bloß wirtschaftlichen Rechte* geäu-

ßert haben, ,,fd[ aus der kon]reten Abwägung der kollidierenden Rechte die

Überlegenheit ües Einen ,o, d"- Anderen nictrt hervorgeht"' "so müssen die

Reohteinhaber soweit nachgeben, du", alle ihre Wirkung gleichermaßen entfalten'

ohne größere Na"it it" fürLgendeine der Parteienu,,.

somit vertrat Professor capelo de sousa bei der Analyse vog ArL 335 Nr' 1 die

Rechte ,die Lösung d", Korrfliktilo6Einstmtigtichen opfer irgendeiner der

kollidierenden Rechte besteht, ,rrrd oi"tt in der ntivitegierung irgendeines dieser

Rechte, wobei:äJ"i-a"r n"cilt"irh"Uer die Folgen aei eunosung der Kollision

gleichermaß u,,otragen ha! so.dass die kollidierenden Rechte in ihrer konkreten

Ausübung ,eUro"irräd", oi.ti".", Iöyt** und ihre spezifischen Wirkungen

gleichberechtigt produzieren. ni. pirf.ti*n" Übereinstimmung von Rechten erfolgt

also hior mit identischem oa", äJ.pttchendem Opfer bzw' mit gegenseitigen

KomPromisse'n"-

Rechte legt Art. 3:s Nr. z rot, m einzustufende den vorrang hat"'

Die parteien sind n,n nicht io 
"ire, 

ähnlichen bzw. vergleichbaren Konfliktlage,

denn die größte aniologisch-j'riJsche Last ist weitgehender bzw' intensiver als die

des niederen nectts,rria k"ht ?] falls notwendig zu Lasten des Letzten"'

,,Allerdings selbst niederes Recht mrxis soweit möglich "T-g:}d:i Tll*X;t::ffi;"ä;d* in deq s9""*.M{}' -, 1ä*-.:11T:}"ln:::ffiIiltIBgDrYlIrOuaL wvr

Schutz der fU.rptirrte.er."o "rforä.di.h 
ist. Es geht soweit, dass, fälls versclälffi..;4;

I,t/llIILZT \Ivr rr*st,rr

Formen der Austibung des höheren und des niideren §cnt1.mistl"l:*iff:!3] 
-*nä

sind, die rechtliche Läsung des Konflikts dazu zwingt, dass die Parteien



Ausübungsmodalitäten übernehmen, die den in Frage stehenden axiologisch-juristi-

schen unterschied respektieren, uni untereinander nicht kollidieren oder, falls dies

nicht möglich ist, zwingt *i, a*,f du., d"t tnhaber des vorrangigen Rechts die

gemäßigtere U"*. grlfa"* Ausüürxrgsmodalität übernimmt, die das sekundäre

Recht am wenigsten einschräinkt's"'

Welches ist das vorangige Recht?

Zunächst muss man erwähnen, dass man die Argumentation der Beklagten/ R-evis1

onsklägerin nicht folgt, als sie nahelegg dass die nechte auf Erhoftmg und Ruhe' da

sie nicht zum wesentlichen Kem a""t'cto"at"chts auf physiryhe und moralische

Unversehrtheit gehören, deshalb nicht denselben Schutz verdienen' was sich aus

ihren eigenen io,n *.ot , br*. irre*ohnenden Grenzen ergibt' mit der Folge'

dass sich das Verhalten der BeHagt", d"s physischen und moralischen Angriffs auf

die Kläger a, ,""mrmig erweisi ou"rit das-tiffentliche Interesse gewahrt wird" so

dass somit nicht einmal eine Konfliktsituation besteht.

In der Tat, wie im genannten Urteil vom 19.10.2010ß4 festgestellt, ,der Schutz der

persönlichen unvÄehrtheit ist wie eine Nabelschnur mit der verfassrmgsmäißigen

absoluten Verankerung der Menschenwtirde verbunden, wie sie insbesondere im

Art. 25 durch die ErHäirung ihrer Unantastbarkeit zum Ausdruck kommt' "durch
das Fehren ausdrticklicher Genehmigung durch Geletze,nd das verbot der Beein-

üächtigung des Rechts a,rf perstiJiJt e Ünversehrtheit in Situationen' in denen die

Grundrechte urigriug"r*är- bzw. Ausnahmezustand aufgehoben sind (Art' 129

[eigentlich 19] Nr. 6 der verfassung), wobei ers sicher ist, dass, wie allgemein aner-

kannt, der Schlai und die Erhoffi, wie aflgemein anerkannt' lebensnotwendig

sind, nicht nur für die Gesundheit, s;;dern u""t'für die physische Existenz selbst"'

Somit, setzt es fort, ,,obwohl das Recht auf persönliche Unversehrtheit nicht absolut

,,irlmun gegen :"äüU" Beschränkung isi", insbesondere Selbstbeschrtinkungen

bzw. Eingriffe uäB"hOrd"o innerhalb der streng gerogelten, ges3tzlichen und im

Lichte der vJurt*g selbst begrttudeten Ein-schrtinkungen im Rahmen der

Verhälurisdniekeii näch dem tytapstaU des _(Mindest)grades 
von Körperver-

letzung, befinden wir, dass *ao oi"ftt ohne Weiteres oder in abstrakter Weise

hehaupten kann, dass die Rechte auf Schlaf und Erhol*g, die Bestandteil davon

sind, aus de* #rprechenden wesentlichen Kern wie naturgemäß ausgeschlossen

werden könned'.

In diesem sinne hat der oberste Gerichtshof befunder, dass ,,im Falle von

Konflikten zwischen den ,,Rechten, Freiheiten tmd Garantien'G, die nicht unter

Vorbehalt eines resfüktiven Geset es stehen, und anderen Grundreohten (wirt-
ri [14]:rvorDellalt tiullr§ r9§lrl Lrvvu vv'vP rr [l4l»

schaftlichen, sozialen und kulturellen Rechten) jene den \/orygt"ben sollen:"'

.^ü Rodrtgttcs Nunet t 6l
ä Joscf-Prittcr'Sü. Gt §'
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,,Ga§zim Gegenteil glaubt ffiäf,,.dass bei der konlaeten Abwtigung des verhält'

nismäßigkeitsprinzips die Art-und Jut Gfua der Verletzung bestimmen sollen' ob

das ,rsprihrglich ut'rotot, *a **t"tUa" nu'Ut irgendeine Einschränkung bzw'

Einengung durdentann', i- Hi"uuck auf die Komputbilitirr*g bzw. Hannonisie-

rung in der Ausäbung *r**, mit anderen verfassungsmäßig anerkannten

Rechten".

Es geht also darum, ,,voil Fall zulall herauszufinden' ob der Vorrang der Persön-

richkeitsrechto angesichts der auf d; spi;l stehenden Interessen nicht in einer

un€r6äglichsn ü;hält ismenigkeä- *tiod't,- wobei e§ fest §teht' dass die

Opferung una Ae Einschränkung äu. niederen Rechts n,r in dem a&iquaten und

angemes§'nef, nÄp".-a* gefrieaig;g-d* no* dominanten Recht geschützten

n 
-.rrt 

erfolgen .oilttrl".

wie erwähnt, argumentiert die Beklagte/Revisionsklägerin ryt der Art und dem

öffentlichen Interesse ihrer ra,igiäirl *obei sie sict als relevantes Gebot des

öffentlichen Interesses auf die f"i-th, ben'ft, dass die Beklagte eine saubere

Energie erzeugende lndustrie vertritt, die insofern umweltfreundlich ist'

Auchw€nnmandieAuffassungvertritt,dassdieBeklagtetei{erAusubungihrer
Tätigkeit das öffentliche Interesse-verwirklicht, so kann diese Tätigkeit nur,nter

Einhartung ou, ü#"rr*s und des Gesetzes erfolgen, wobei die subjektivon

Reohte und die legitimen fnteressen von Privatpe'sone" gewahrt bleiben' etwas'

au* ,irn dt,ch diästandige NotwenOigkeit kennzeichnet' die Anforderunqffi. des

öffentlichen Interesses miiaen Garantien der Privatpersonen an verex

Zusammsnfassend, die privatpersonsn untediegen nicht der Pflicht, im Namen des

öffentlichen Interesses, in jedem Fall verletzungen ihrer Rechte ausschliesslich zu

erleiden bzw. Opfs ztr bringen, *oUti es eufgabe der Gesellschaft ist' sie in den

Fällen, in denen diose opfer .frrl.g, *rsrrä'tirrr" und müssen, für die erlittenen

schtiden ^ to*puäir*ä, wie es uJi der Enteignung geschieht.

6.

Die Kläger weisen das angefochtene Urteil ab, in dem Teif in dem es beschlossen

hat, den eeffiJ du, wmak*tti*n i,l *d 4 während dEr elf stunden zwischen

acht lrhr Abends und siebeß r}r- äorg*s einzusteflen, d. h. am Abend und

während der Nacht und nicht während des ganzen Tags'

Die Kläger verfieten die Auffassung, .dass 
die Ent§cheidunffi:H35":T,:'ff H

ä: ffi;: äJ;ää';;:;;äüäa" z,r Einnahme *'i Meliil T1ffi
§ä#äff rlää:;;ä;r,b* n arr*d des sanz*Iahres nicht im Landgut

l^r'.+o-rlliah
ääffi;"ffit, *an rrra die Verletzung $eq.Rechte 

der Kläger le
A,

ständig 24 S*ra* 
-ru"g 

§tattfifldet, wobei diese verletanng
^ ^t- -^^Lr^

Rodrigttcs Nwncs JA, §
I o s e1f: 14;llcr- § tr. .fifät- §,

ääf;*p*k ;;tag*tiber-ebenso stark oder stärker ist als nachts'



Wie ist zu entscheiden?

Wie nachgewiesen wurde, (i) ist es möglich, die Windl«afttürme so zu program-

mieren, dass unter bestimmten Windbedingungen, die die Erzeugung eines stär-

keren Geräuschpegels-begünstisen, sie ilrt" ratigt"it reduzieren bzw' einstellen

(Frage ll1), (iD äe WiiAmantürme so z.r progmlnmieren, dass sie ihre Flügel

justieren, darrit ihre Positionen aerodynamisch weniger aggressiv sind' (Frage

113), (iü) - die akustische Isolierung dir Ausrüstungerrzq verstärken' falls es sich

,m ein vom Betrieb der Turbinen rä"grcr Gerliusch handert (Frage 1r4), (rv) oder

den Berieb wtihrend bestimrnter stundän bzw. während bestimmter Zeitabspannen

einzustellen (Frage I l5).

wie festzustellen ist, hat die Beklagte nichts zur Kontrolle der Geräusche ,nter-

noillmen, und selbst die öffentliche i".*ultottg, die erst durch die auf Antrag des

1. Kläger urgrfuJigrc Expertise von D... gewarnt wurde, hat den Schluss gezogen'

dass eJnotwendig Jei, den WindkaAt*rm Nr. 2 zu entfernen.

Da es bewiesen wurde, dass der l. Kläger di9 sanze 7-eit im Landgut l"b', ry'd

arbeitet und dass diez.Klägerin Hausfrau"ist, (d. tr-, sie arteitet zu Hause), dass das

Gesellschaftsleben sich auf a.* Läagot aUspieJt, und dass die beiden minder-

jiihrigen Kinder außerhalb der Schul z,eil, a,fidem Landgut lernen' so bedeutet dies'

dass sie nicht n,r in der Nacht, sondern auch tagsüb"id"- Länn ausgesetzt sind,

der nachts schlaßtorungen verursacht, aber auch das Leben während des ganzen

Tages stört, *ou.i die öeräusche;i die intermittierenden schatten infolge des

Betriebs der Windlaafttürme auch o*aiber physische und psychische Verschleiß-

erscheinungen bei den Klagern verursachen'

Aus diesem Grund gnd weil die Beklagte die- zur Minimierung der Geräusche

notwendigen Anderungen nicht "otg"*;-"" 
hat, ist die En-tsc§idung' nur die

Einstellung des nrt iä, der Windkraftttirme von der Abend- bis z*r Morgen-

dämmerung anzuordnen, nicht hinnehmbar'

Die praktischen Auswirkungen des angefochtenen urteils, so wie es lautet' ist nicht

die Einstellung des Verhaltens, ä; gegen $; Rechte verstößt' die es den

Anüagsterlern zubilligt. Es g"*iihrriho";'tJaetiru eine Zeitspanne der Einstellung

des Betriebs der Winäkraftttir:rre während der Nacht' D' h', es erkennt die Unmög-

lichkeit der Koexistenz der Rechte ur, ubo es ignoriert die Konsequenzen' fiotz der

völligen Missachtung der Persönlichkeitsrechte der Kläger, die imTer w?ihrend des

Betriebs der Windl«aftt"urme stattfindet, *ie sigh 
-aus 

dem Kausalzusammenhang

zwischen den erlittenen schäden *d d; Betrieb der windkrafttürrme ergibt, sei es

tagsüber, abends ;ä;.k,, s"i ;;b die vieJ YSik-"s3T^?:5* sind' wie

d;, ;;;ä;; u""il erwähnt, sei es, dass n,r drei windkrafttiturne arbeiten.
--..-T---d



In der Tat, daes nicht erwiesen ist, dass das Geräusch tagsüb9r gTinger ist als

nachts, wenn die Windl«aftttirme ä"n u"rgeschaltet sind, findet die Verletzung

der Persönlichkeitsrechte auch d;* tüO, wöbei sie Unruhezustände sowie

physischen *d p;;;il;;h"; versctteiß bei der ganzenFamilie verursacht'

Aus diesem Grund und bei deutlichem vorrang der Persönlichkoitsrechte n[rss die

stilllegung/Entfernung der zur o"uutt" stef,enden windkraftt"urme angeordnet

werden.

7.

Hinsichtlich der zweiten Begrtturdung der vorliesearrden Revision vertreten die Revi-

sions6äger die Auffassung, O*t aä ,oo- Berufrmgsgericht festgelegte Höhe der

Entschädigung angesichts der rorr*är" rtag.* .dlttänr, schadens unzureichend

ausgefallen ist.

Die Rechtslehre und die Rechtsprechung pflegen hervorzuheben' dass obwohl die

immateriellen Schäden nicht in Ceiawig"r"hat* werden können, denn sie betref-

fen Güter wie die Gesundheit;; du*"wott"rgehen, die nicht Bestandteil des

Verrrögens des Geschädigten *i"aii" aoch aufgerechnet werden' indem man den

Geschädigten eine angemessr* 
-Wi"dogpüouttt*g bzw' Entschädigung zlleer-

kennt, die dazu beitragen kary, ait ptv*i."tn"".SchJe*en und das psychologische

Leiden, die diese §.1äa", *ii ,irU'üäg"o, einzudämmert, ztl verringern oder in

irgendeiner Weise auszugleichen'

Das portugiesische Gesetz heißt die Lösung der wiederguünachung solcher

schäden zweifellos gut, wobei ", ,i"t 
dennJch auf diejenigen beschränkt, die

"ig*a ihrer ilh*; den schutz des Gesetzes verdienen.

Die Höhe der Entschädigung für immaterielle schäden muss auf jeden Fall nach

billigem Ermessen erfolgen,.rnter gerücksichtigrrng des Ausmaßes der schuld des

verantwortlichen, seiner wirtschaftlichen Lage 
"nd"tlet 

des Geschädigten sowie der

sonstigen U*riäJ" des Falls 1^ a"'"" aie art und die Schwere des erlittenen

Schadens und das sich daraus "ödüphytische 
yd psvchische Iriden sicher-

lich zählen), wobei alle Regeln d". Besonnenheit' d"* gesunden Menschen-

verstands, des Augenmasrr, *d äe. ,orgfültigen Abwagrlng der Lebenswirk-

lichkeit bei ihrer re-stset,ung berücksichtigt werden sollen.

Da es bekannt ist, dass die Entschädigung in diesen Fällen nicht so sehr beabsich-

tigt, den Beschädigten den entstandeienlchaden zu ersetzen' ihn schadenskei an

machen, sondem trm eine ro*p"rr*tion für das erlittene übel zu geben, ist es

? t 
'-- -r^ r^^^ riooo r.^araalFnsqrinn siornifikant und nicht symbolisch ausfüllt'

§r'd'%
f b:4qrit Llenueta ?
ä t:;ffi#§:.#r§
L 

' 
sstss Äqs*ars : t

erforderlich, dass diese Kompensatron slgnl
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Im vorliegenden Fall bestehen keine zwelfel, dass die Revisionskläger immate-

riene schäden erlitten haben, wobei es ebenfa[s unstrittig ist, dass diese schäden

schwer genug **ro-* derausgl"i"tteod"n Eingfiffder Rechtsprechung zu recht-

fertigen.

Hier liegt eine Verletzung des Rechts auf Erholung, Ruh: u1d Sc.rrlaf vor' alles

Bestandteile des Rechts auf persönliche unversehrtheit, d. h' eines der Rechte' die

Bestandteil des gtindels der iersönlichen Rechte, Freiheiten und Garantien sind'

Aufgrund des Dargestellten scheint uns eine Entschädigung angebracht in Höhe

von jeweits 10.000 E,ro zugunsten des l. und des 2. Klägers (Ehegatten), die den

ganzett Tag im L*dg.t 
"ätUti"g"", 

*d von jeweis S'ÖOO Egro zugunsten der

minderjährigen ldd;, deren Schrlbesuch wahrend der Schulzeit weitgehend den

gaßzenTag über lrfofgL wobei eine solche Entschädigung sich auf den Gesamt-

wert von 30.000 Euro beläuft.

8.

Zusammenfassend:

I - Die Nichtigkeit des urteils aufgrund de1 widerspruchs zwischen der Begrifur-

drurg und der Bois"heidors erfok;wenn {i9 vom Richter vorgebrachten Grtinde

logischerwrir,,i.tt zu deä in dä Bntscheidung ausgedrückten Ergebnis' sondern

zum entgpgengesetzten Ergebnis füüren wärden'

II - Eine solche Nichtigkeit ist mit dem Fehlurteil nicht zu verwechseln' insbeson-

dere hinsichtlich der Widersprüche des Tatbestands, die' falls vorhanden' die

Annutlierung A"s Un its zur Folge haben können, gemäss den Bestimmungen von

kt.729 Nr. 3 ZPO.

III - Das Urteil des Berufungsgerichts erkennt nicht über Fragen, die ihm,ntersagt

sind; angesichts der Berufirig ot, Kläger, die Antrag auf ,,wi!e'*f ao urteils'

wobei dem von ihnen vorgebrochten Antrag, insbeiondere der Entfernung der

Wind.tcrafttürme stattgegeben werden soll," stellen, Sbl d'* Urteil.{gm Anfag statt

und verurteilt auch zur zahrung einer EntschädigG für immaterielle schäden, die

im fuitag dieser Kläger - anlässlich der ersten Klageeinreichrmg - formuliert

wurde.

IV - Das Urteil befindet auch nicht über einen vom Antrag abweichenden

Gegenstand; angesichts des Antrags auf -r{s1e{ms 
des Beriebs der windlaaft-

ttirme verurteilt es ilrr zur Einsteriäg in der Nacht, ** *g".ichts des Antrags ein

Minus darstellt.
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v - Das Recht auf Ruhe, schlaf und Erholung sind eine Folge der Persönlichkeits-

grundrechte, insbesondere des Rechts auf piysische und moralische unversehrt-

heit des Menschen sowie auf einen gesgnden Lebensraum, Rechte, die in internati-

onalen verträgen wie der universeltä r,ktär*g der Menschemechte (Art- 24) und

der Europäischen Menschenrechtskonvention (Art. 8 Nr. 1) festgelegt werden,

wobei sie auch in Art. 17 und 66 der Portugiesischen Verfassrmg verankert sind'

vI - Die Rechtswidrigkeit aus Sicht der nicht hinnehmbaren verletzung der Grund-

rechte entbindet ror lo Feststell,ng des Lärmpegels nach den festgelegten gesetz-

lichen Standards, *ob.i festgestelti*itd, dass nach der Inbetriebnahme gewisser

Einrichtungen wie der Windkraftttir:ne Dritte unter Beschwerden wie Stimmmgs-

schwankungen, Müdigkeit, Migräne und Lärmüberempfindlichkeit litten'

vII * Obwohl das Reclrt auf persönliche unversehrtheit nicht absolut immun gegen

jegliche Beschränkung ist, kän im Fall des Konflikts von Rechten, namentlich mit

ää ne.t t auf AbwiJkhrrrs einer Tätigkeit im Sinne des öffentlichen Interesses -
wie die saubere Energie erzzugende Industrie - der im Art' 335 BGB genalnte

Vorrang dem Rechtsiihaber Einschränkungen (Opfer, die er im Na,en des Allge-

meinwohls erfi.agen muss,) auferlegen, ditnur mit Ausgleichszahlungen kompen-

siert werden können.

vm - wenn es bewiesen wurde, dass es möglich ist (i) die windlaaft"urme so zu

programmieren, dass unter besiimmten Windüedingungen, die die Erueugung eines

stäirkeren Gerausffijek begtinstigen, sio ihre Tätigkeit reduzieren bzw. einstellen'

(ii) die Windlaaftttirnre so zu ptofr*t*ieren, dass sie ihre Flägel justieren, damit

ihre positionen u.roay"u*irril oi.ttig.t aggressiv sind, oder (üi) die akustische

Isolierung der Ausrüstungen ,o ,"rrätk*,-fal1s es sich um ein vom Betrieb der

Turbinen ,rrr,r5", Geraisch handelt, (iv) oder d9n Betrieb während bestimmter

Tageszeiten 
"iroirste[eo, 

und dass (vi alr'ftaqer die ganzc Z*n yt dem Landgrrt

lebt und arbeitet und dass dieZ.«fagerin Haus*au ist, (d' h', sie arbgitet zu Hause)'

(vi) dass das Gesellschaftsleben sicf, auf einem Landgut abspigltJdas sich neben

dem Grundsmck, in dem die Windl«afttürme aufgestellt sind, befindet), und (vii)

dass die beiden minderjiihrigen Kinder außerhalb der Schulzeit auf dem Landgut

lernen - was bedeutet, ä*t ii" nicht nur in der Nacht, sondern auch tagsüber delt

von den Windkrafttürmen verursachten Lärm ausgesetzt sin4 {er nachts Schlaf-

störungen r.r*ru.t t, aber auch das Leben während des ganzen Tages stört' wobei

die Geräusche und die intermittierenden Schatten infolge des Betriebs der Wind-

r«aftttirme u 
"r, 

tagsüber physische 
'nd 

psychische verschleißerscheinungen tei
den Klägern v"rorsacht, * iira der vorrang der Persönlichkeitsrechte deutlich,

wobei die Einstellung der rurter Punkt vII genannten Tätigkeit anzuordnen ist'

/f, Dr, lllaia *raarcltq

$ ,,:,f#;:.!l:*§
[i;. 86159 ,ltg*arg-'o.i;,
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x - Die festgelegte Entschädigung für die unTl lyk, vIII genannten erlittenen

immateriellen schäden in Höhe,ori3"*eils 10.000 € für den 1. und den 2. Kläger

(Eheleute), die dengatüzen Tag u"ra.* Landgut velbringen, uld von jeweils 5'000

E,ro ftir die *i"äAährigen"rinder, derenSchurbesuch während der schulzeit

weitgehend den ganzen Tag über erfolgt, ist angemessen'

ENTSCHEIDUNG

Aufgrund des Dargestellten angesichts der Unzulässigkeit der Revision der

Beklagten/Rerri.ior.'klagerir,,rrd- J", partiellT- Zulässigkeit der Revision der

Kläger/Reviriorr6ag"rl"ita beschlossttt, di" Beklagte daruzu verurteilen'

a) - den Berieb der windkrafttürme Nr. l, 2, 3 und 4 des windparks Tag und

Nacht gänzlich einzustellen, wobei die Beklagte infolgedessen diese entfernen

muss.

b) - den Antragstellern den Beffag von 30'000 Euro als Entschädigung zu

bezahlen.

Die Gerichtskosten werden anteilmtißig nach Maßgabe d9s. gfsPrechenden

InftraftEetens von den K1ägern und der d"khgt"tt bezahlt, wobei die Anteile auf

jeweils 1/5 und a/5 festgelegt werden, und dii Kosten der Revision gänzlich zu

Lasten der Beklagten fallen'

Lissabon, den 30. Mai 2013

Granja da Fonseca (Berichterstattender Richter)

Silva Gongalves

Ana Paula Boularot

gagöes em Geral [Über die Verpflichtungen im

Altgemeinenl, Band I, 10. Aufl., S' 525ff'
HAntunes Varela, a. a. O., S. 562.
u Siehe Urteil Moreno Gomez, vom 16. November 2oa4,R04-X S. 321, &!.und sonstige

von Ireneu Cabral Barreto zitierten Klagerq in "A Convengäo Europeia dos Direitos do

Homem,, [Die europäiische Menschenrihtskonvention], mit AnmerkungefL 4' Aufl', S' 239'

r Constituicäo d, R"p,iblüpo*So"o [Verfassung der Portugiesischen Republik]' mit

Anmerkungen, Band I, 4. Aufl., S 84.5

E siehe urteil vom 19.10.2010, Geschäftszeichen 565tlggg.L1.Sl (Richter Alves velho -
Berichterstatter).
urteil vom2.07.2009, Geschäftszeichen 0980511; urteil vom de 8'04'2010,

Geschäftszeichen r715l03TBEps.G1.sr; urteil vom 6,.05.1998, Revista n.o 338/98-1"'secqäo;

Urreil vom 10.02.gg,-Revista * l044t9ti-2" SecEilo;Urteil vom L7 'Ol'2002' Revista n'o

4140/01 - r secqäq urteil vom 18.02 .2}O3,nevista t.o 4733102-6" Secaäo; urteil vom
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13.09.2007, Revista n.'2198/07 - 7" Secaäo; urteil vom 22'09'2009' Revista n'o

l6l/os.2TBWG.S1
rurteil des portugiesischen obersten Gerichtshofs vom 2.o7.zoog,Revista n'o 511109 -2:
secgao (nichter säntos Bernardino - Berichterstatter).
s Urteil des portugi.rl*"tr.n obersten c"ri"t t.ttofs vom 6.05.1998, Revista 338/98-1" Secaäo'

Richter fernändes Magalhäes @erichterstatter)'
prurteil des obersten Gerichtsnor, uo* tilT-oizooz,Revista n." zzs5l02-2" secaäo, simöes

Freire @ erichterstatter).
tupedro Pais de vasconcelos, Teoria Geral do Direito civil [Allgemeine Theorie des

Zivilrechtsl, 7. Aufl., Seite 2541255' 
-uu o Direito Geral de personalidade [Das aflgemeine persönlichkeitsrecht], s. 547 bis 549'

u Berichterstatter: Richter Alves Velho'
H Jorge Miranda - n i Medeiros, Constituigäo Portuguesa Anotada [Portugiesische

Verfassung mit Anmertungen],I, ! 298
* Urt"il väm 1 3 .03 . 1 997, 

-Geschaftszeichen 557 I 96'T Secaäo;

Urteil vom 6.05'1998, Revista n'o 338/98-1" Secaäo;

ütt"it vom 3.05.2001, Revista n'o 978/01-l'Secaäo'

urteil vom 22.O9.200i,Revista n.o 1 6 1/05.2T8WG. S 1 - lu sec'äo

E Siehe Urteil O.* OU.rrt"n G"ri"htrhofs vom lg.o4.2ol2' Geschaftszeichen

3g2OlO7 .8TBVIS.C I . S 1, veröffentlich unter www'de§i'pt'

H Siehe Freitas do Amaral, Direito eaminitttati* tV..*Atungsrechtl, Band II' 1988' S' 82'

Als in Bayern vom präsidenten des Landgcrichts Augsburg öffentlich bestellte und allgemein

b eeidigte üb 
",r.t 

..ir, ä;;*p ;s"i'ä !rä'r'']1":glg" ::I §f:*::: "*:ffi fff ä
:::'ffi:3:T.:ää;ää,iä,f;;;.h*'ipo.r,. ,bg."r",'t ', 

Dokuments ist richtig und

vollständig.

Lissabon, den 30. Juni 2014

(Dt.Mana Manu Rodrigues Nunes)
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